
20BILDUNG SCHWEIZ 5 I 2013 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . SCHULRECHT

die Tochter trotz Landesabwe-
senheit in der Schweiz schul-
pflichtig blieb.

Die Absenz des Kindes war
somit geplant und hätte vor-
gängig bewilligt werden müs-
sen. Eine solche Bewilligung
lag nicht vor. Die Eltern üben
während der Ehe die elterliche
Sorge gemeinsam aus. Es wäre
in der Verantwortung des Va-
ters gewesen, dafür zu sorgen,
dass seine Tochter am Unter-
richt teilnimmt. Das Gericht
kam zum Schluss, dass die ver-
hängte Busse sowohl rechts-
als auch verhältnismässig war,
zumal es sich um einen Wie-
derholungsfall handelte.
Scharf kalkulierende Eltern
rechnen heutzutage die Busse
bei der Buchung der Ferien
bereits mit ein. Das Reise-
schnäppchen kommt häufig
zusammen mit der Busse noch
günstiger, als wenn der gleiche
Flug ein paar Tage später in
der Hochsaison bezahlt werden
muss. Dieser Praxis hat das
Obergericht Zürich einen Rie-
gel geschoben. Es erhöhte eine
Busse wegen Verletzung der
Schulpflicht von CHF 100.– auf
CHF 500.–.
Den widerrechtlich generierten
Vermögensvorteil – die Kosten-
ersparnis für den günstigeren
Flug – dürfen Schulbehörden
im Rahmen einer Ausgleichs-
einziehung bei der Bussenhöhe
berücksichtigen. Das Gericht
begründete die Bussenerhö-
hung zudem damit, einen ge-
ordneten Schulbetrieb sicher-
zustellen und alle Kinder gleich
zu behandeln.

Viele Schulen haben auf die
sich stark veränderten Lebens-
und Ferienbedingungen von
Familien reagiert. Eltern kön-
nen für kurzfristige Absenzen
Jokertage nutzen und einzelne
Schulen erlauben es, das Kind
zum Beispiel alle drei Jahre
pro Stufe auch einmal für eine
ganze Woche auf Antrag vom
Unterricht zu befreien. Trotz-
dem kommt es immer wieder
vor, dass Eltern noch während

Bildungs-
urlaub für
Schüler –
kann schön
teuer
werden
Mit Bussen von bis
zu mehreren Tausend
Franken können Schul-
gemeinden der Pflicht
zum regelmässigen
Schulbesuch die nötige
Nachachtung verschaf-
fen.

Reisen bildet, wird sich der Va-
ter dieses Kindes gedacht ha-
ben. Er meldete seine Tochter
zwecks «Wegzug» ins Ausland
ordnungsgemäss bei der Wohn-
gemeinde ab. Seine Tochter
sollte zusammen mit der Mut-
ter auf den Philippinen für
rund drei Monate die Lebens-
wirklichkeit der Verwandt-
schaft in der zweiten Heimat
vermittelt bekommen. Die
Schulpflicht vor Ort wurde mit
den Behörden angeblich gere-
gelt. Der Aufenthalt hatte kei-
nen Feriencharakter, da das
Kind vom philippinischen

Wohnsitz aus eine ziemlich
beschwerliche Geschäftsreise-
tätigkeit absolvierte und somit
eine Lebensschulung in sei-
nem zweiten Heimatland mit-
bekam. Das Verwaltungsge-
richt St.Gallen folgte dieser
Argumentation nicht und be-
stätigte die Busse der Vorins-
tanz wegen Verletzung der
Schulpflicht von CHF 1000.–.
Hinzu kamen Entscheidgebüh-
ren von CHF 2000.–.

Gemäss Artikel 62 Bundes-
verfassung sorgen die Kantone
für einen ausreichenden Grund-
schulunterricht, der allen Kin-
dern offensteht. Das Recht,
eine Schule besuchen zu dür-
fen, stellt für die Kinder und
Jugendlichen auch eine Pflicht
dar. Nebst dem Kind sind auch
die Eltern unmittelbar ver-
pflichtet. Sie dürfen ihrem
Kind den Grundschulunter-
richt nicht verbieten oder es
dabei behindern, sondern müs-
sen es zum regelmässigen
Schulbesuch anhalten. Verlet-
zen sie diese Aufgabe, so ken-
nen praktisch alle Kantone das
Instrument der Ordnungs-
busse. Diese Bussen können je
nach Kanton bis zu CHF 5000.–
betragen. Bussen ermöglichen
es den Schulbehörden mit dem
notwendigen Druck dem regel-
mässigen Schulbesuch rasch
und wirksam durch eine spür-
bare Sanktion Nachachtung zu
verschaffen. Die Schulpflicht
wird dort erfüllt, wo sich das
Kind regelmässig aufhält.
Ein abgelehntes Urlaubsge-
such kann gemäss Urteil des
Verwaltungsgerichts auch nicht
durch die Pro-Forma-Abmel-
dung auf der Wohngemeinde
umgangen werden. Es bestand
offensichtlich nie die Absicht,
dass Mutter und Kind die
Schweiz endgültig verlassen,
um auf den Philippinen sess-
haft zu werden. Nach rund drei
Monaten fand eine erneute
Anmeldung des Kindes in der
Schweiz statt. Der Vater selber
meldete sich gar nie ab. Die
ganzen Umstände des Falles
liessen darauf schliessen, dass

der Schulzeit ihrer Kinder eine
längere gemeinsame Reise un-
ternehmen wollen. In den An-
trägen wird regelmässig darauf
verwiesen, sie würden den
verpassten Stoff mit dem Kind
erarbeiten. Zudem würden der
gemeinsame Aufenthalt und
das Reisen die Eltern-Kind-Be-
ziehung massiv stärken.
Der pädagogische Mehrwert
liegt auf der Hand, denn Reisen
bildet wirklich. Schulbehörden
könnten solch individuelle Ge-
suche ohne Angst vor einem
Präjudiz bewilligen. Hat eine
Behörde in einem Fall eine
vom Gesetz abweichende Ein-
zelfallentscheidung getroffen,
gibt dies dem Privaten, der sich
in der gleichen Lage befindet,
grundsätzlich keinen Anspruch
darauf, ebenfalls abweichend
von der Norm behandelt zu
werden. Massgebend dürfte
immer die individuelle Be-
gründung sein.

Peter Hofmann,
fachstelle schulrecht
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Scharf kalkulierende
Eltern rechnen heut-
zutage die Busse bei
der Buchung der Fe-
rien bereits mit ein.
Das Reiseschnäpp-
chen kommt häufig
zusammen mit der
Busse noch günstiger,
als wenn der gleiche
Flug ein paar Tage
später in der Hoch-
saison bezahlt wer-
den muss.


